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Yrd. Doç. !>r. Ayşe HAVUTÇU*

\

ı. Überlick
Der Verbraucherschutz gehört zu den International aktuellsten rechtspolilischen

Themen und Forderungen unserer Zeit. Die Forderung nach einem Schutz des
Verbrauchers hat international zunehmend Verstandnis und Beachtung gefunden. In den
vielen Uindem auch im Rahmen Europllischen Gemeinschaft ist verbraucherschützende
Regeln bereits geschaffen worden 1. In den letzten Jahren hat auch die
Verbraucherbewegung in der Tiirkei an Bedeutung gewonnen2. Im Jahre 1995 wurde zum
ersten Mal in der Türkei ein rechtlicher Rahmen fUrden Verbraucherschutz geschaffen. Es
handelt sich um das Gesetz von 23.2.19953, das sowohl dem EG-Recht, als auch der
moderne technologischen Entwicklung und den heutigen wirtschaftlichen und sozialen
Bedingungen Rechnung tnlgt. Der Gesetzgeber bezwecke mit dem Gesetz die Angleichung
der tUrkischen Gesetzgebung die Richtlinien und Empfehlungen des Europarats betreffend
der Schutz des Verbrauchers.

II. Der Zweek
Verbrauehersehutzgesetzes

und Aurbau des türkisehen

Das Gesetz von 23.2.1995 über den Schutz des Verbrauchers gliedert sich in mnf
KapiteL.

In dem ersten Kapitel werden Ziel, Umfang und die Begriffbestimmungen des
Gesetzes geregelt In ArtikelI wird als Ziel des Gesetzes erkUtrt, gem~ wirtschaftlichen
Forderung der Gesundheit, Sicherheit, und wirtschaftlichen Interessen des Verbrauchers zu
treffen; Recht auf Information, Beratung, Ausbildung und Wiedergutmachung des

*Dokuz Eylül üniversitesi Hukuk Fakültesi Öğretim üyesi.

1Siehe: von Hippel, Eike, Verbraucherschutz, Tübingen 1986, 3. Auflage, S. 5 ff.

21stanbul üniversitesi Hukuk Fakültesi / Rechtswissenschaftliche Fakültat der Universitlit
Wien, Verbraucherschutz in Österreich und der TUrkei, Istanbul 1983.

3Abl. von 8.3.1995, Nr. 22221. Das Gesetz wurde am 8 September 1995 in Kraft getreten.
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erlittenen Sehadens zu ergreifen; den Ausbildung und Widergutmachung des erlittenen
Sehadens zu ergreifen; den Vemeaueher zu Selbstschutzversuchen zu emıuligen; Griindung
freiwilliger Vemraucherorganisationen zu rôrdern und entspreclıende Politik umfassend zu
sehaffen und zu bestimmen. Um diesen Zweck zu erreiehen und verwirlcliehen, sieht das
Gesetz im zweiten Kapitel materiallrechtliehe Vorsehriften über den Sehutz des
Verbrauehers vor. Hier wurde umfangreiehe gesetzliehe Ma6nahmen zugunsten der
Vemeaueher getroffen. Die wiehtigsten Vorschriften des Kapitels sind:

- eine Sonderregelung rür mangelhafte Waren-und Dienstleistungen (Art. 4),

- die Sieherung des Angebots der Waren-und Diensteistlungen dureh
Einschrl1nkung der Vertragsfreiheit dureh das Veroot ungerechter Verweigerung des
Vertragsabschlu6 über Waren-und Dienstleistungen (Art. 5),

- eingehende Regelungen für Teilzahlungsgesehllfte und Kauf naeh Kampagne
(Art. 6, 7),

- die Regelung über die Pfliehten des Verkliufers bei Haustürgesehllften,
insbesondere Widerrufsrceht des Verbrauehers (Art. 8,9),

- die Regelung über Konsumentenkrcditgeschllfte (Art. 10),

- Einıiiumung eines Rechts auf Abbestellung des Verbrauelıers bei AOOnnements
der periodischen Publikaıionen (Art. 11),

- eine Regelung übcr den Sehutz des Verbrauehers vor irreführenden und
unbilligen Werbung (Art, 16, 17),

- die Nomıierung von Garantiepfliehten (Art 13).

- Regelungen zur Wahrung der Verbraueherinteressen bei Güterkennzeiehnung,
Normung und Gebrauehanweisung (Art. 12, 14, 18),

- dcr Sehutz des Verbrauehers vor mindetwertigcn und gefuhrliehen Waren durch
Qualitlitskontroııe (Art. 19),

- die Verpflietung zu verbraueherkundliehem Unterrieht an Sehulen und
Ma6nahmen zur Unterriehtung und Bildung der Verbrauehers (Art 20).

Im Vergleich mit anderen Reehtsordnungen4 fehlt es im türkischen
Verbrauehersehutzgesetz aber an einem SehuLZ des Verbrauehers vor unbilligen
allgemeinen Geschlifsbedingungen.

4yergl. zB. den griechisehe Yerbrauehcrsehutzgesetz von 1961191 (Alexandridou, Elisa, Die
Harmonisierung des griehisehes Yerbrauehersehutzreehts naeh den EG-Riehtlinien zur
irrefUhrenden Werbung, zu den allgemeinen Gesehiiftsbedingungen und zu den
HaustUrgesehiiften, Europaisehc Integration und nationale Rechtskulturen, 1995, S. 99 fL);
Österreiehisches Konsumentensehutzgesetz vom 8.3.1979 (Anhang: von Hippel, s. 364
fL); Allgcmeines Gcsetz zum Sehutz der Yerbraueher und Benutzer von Spanien vom
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Im dritten Kapitel werden die MaBnahmen zur SU1rkung bzw. Sehaffung
verbraueherpolitischen Interessenvertretungen getroffen. Insbesondere wurde vorgesehen,
einen offıziellen Verbraueherrat zu gründen, mn die MaBnahmen zu erforshen, welehe die
Verbesserung des Verbrauehersehutzes ermögliehen. AuBerdem sieht das Gesetz zur
Schaffung einer offıziellen Sehiedskommision vor, um Verbraueherbeschwerden schneller
zu lösen.

Das vierte Kapitel enthalt die verfahrensreehtliehen Vorsehriften und
zivilrechtliehen und verwaltungsrechtliehen Sanktionen gegen den VerstoB gegen die
veroraucherschfitzenden Vorschriften des Gesetzes. Der wiehtigste Vorschrift des Kapitels
ist die Regelung fiber das Verbrauehergerieht, das für die Streitigkeiten, die aus der
Anwendung dieses Gesetzes entstanden sind. zustllndig sein soH. .

Das letzte Kapitel enthalt SchluB-und Übcrgangsworschriften.

III. Die Regelungen des Gesetzes von 23.2.1995 über
Haustürgeschafte

A. Im AIIgemeinen

Der AbschuB von Vertr~gen zwisehen einem Gewerbetreibenden und einem
Verbraucher auBerhalb der Geschliftsr.1ume des Gewerbetreibenden bildet eine Form des
Kaufvertrags5, die in der Türkei zwischen unterschiedliehen Untemehmen und ihrer
sogenanten AuBendienstmitarbeiter, Vertreter, Berater usw. und dem Verbraucher hl1ufig
vor dem Erlassen des Gesetzes vorgekommen sind.

Um die Überrumpelung oder anderweitige unlautere Beeinflussung des
Verbrauchers bei Vertragsverhandlungen an Haustür, auf der StraBe oder bei ~nlichen
Gelegenheiten zu verhindem, wurde in den Artikeln 8-9 des türkischen
Verbraueherschutzgesetzes eine Reihe MaBnahmen getroffen: In Art. 8 des Gezetzes wurde
dem Verbraueher ein Widerrufsrecht einger.1umt, damit er die Mögliehkeit hat, die
Verpfliehtung aus dem Vertrag noch einmal zu überdenken. In Artikel 9 wurde die
Belehrungspflieht des Verk~ufers geregelt

Zur Erl~uterung der Art. 8-9 des Gesetzes über Haustürgeschilfte wurde zwei
Bekanntmachung dureh der Generaldirektorat für den Schutz des Verbrauehers-und
Wettbewerbs im Industrie-und Handclsministerium veroffentlieht

Im türkischen Recht sind die Bekannunachungen eine Art von Verwaltungshandeln,
die von betreffenden Ministerium und in den Staat eingeordneten juristischen Personen des
öffentlichen Rechts im Rahmen der Organisationsgewalt der Verwaltung erlassen werden. im
Gegensatz zur Rechtsverordnungen und Satzungen enthlUt das türkische Grundgesetz keine
Regelung über Bekannunachungen. Grundsliızlich sind die Bekannunachungen die Regeln,
die innerhalb der Verwaltungsorganisation von übergeordneten Verwaltungstragem an

19.7.1984 (Anhang: von Hippel, S. 401 fL); Das deutsche Gesetz über den Widerruf von
Haustürgeschliften und lihnliche Geschliften vom ı6.1.1986 (BGB!. !. S. ı22)
5zur genauen Begriffsbestimmung siehe unten B.



330 AYŞE HAVUTÇU

nachgeordnete Verwaltungstrllgern ergehen. Sie sind materiellrechtlich keine
Rechtsvorschriften und daher haben keine Rechtswil'kung und Bindungskraft.

hı der Lehre wird es angenommen, dall durch die Bekanntmachungen die Gesetze nur
erlllutem und ausgelegt werden dllrfe,n, durch sie neue Regelungen zu erlassen ist unzulllllig.
Es sei denn, die neue regelungen enthaltenden Bekanntmachungen entsprechende
Voraussetzungen zur Erlassung der Rechtsverordnungen und Satzungen erlassen und
veröffentlicht werden. Sonst sind die Bekanntmachungen als ein Verwaltungsakt ungültig~.

B. Definition des Haustürgescbafts

Naeh Art. 8 Abs. 1 des türkischen Verbrauehersehutzgesetzes ist HaustürgeschMt
ei ne Art von Vertrag Kauf auf Probe, der ohne vorherige Vereinbarung au6erhalb von
Gesehliftsrl1umen geschlossen wird und dessen Wert eine Million Türkisehe Lira (ca. 20
DM) übersteigt.

Diese gesetzliclıe Definition ist sehr unklar und nimmt zu wenig mnd. Mit
Rüeksieht auf andere Bestimmungen des Gesetzes kann das Haustürgeschlift wie folgt
derıniert werden:

"Haustürgcschaft ist eine Art von' KaufaufProbe, dureh den eine Teil (VerIdiufer)
verpflichtet, dem andere Teil (Verbraueher) gegen eine million übersteigende
Gegenleistung bewegliche Saehe zu übergeben oder eine Dienstleistung zu erbringen,
soweit der Vertrag auBerhalb der Geschaftsrliume des Verkliufers geschlossen wird Wlddie
Initiative zu den Vertragsverhandlungen nicht ausschlieBlich von dem Verbraueher
ausgegangen ist".

Das Gesetz qualifiziert die Hauslürgesch~fte aLs eine Art von Kauf auf Probe.
Diese Qualifikation ist nicht richtig und treffend. Weil nach dem Gesetz das
Hauslürgeschlift ein Kaufvertag sein muB, aber dessen Gegensland kann aueh aus
Dienstleistungen bestehen. Mit dieser Regelung des türkischen Verbraueherschutzgesetzes
wurde zum ersten Mal der Begriff des "Dienstkaufs" in das türkische Recht eingefügt7.

C. Die Voraussetzungen des Haustürgeschiifts gema8 Art. 8

ı. Vertrag zwischen einem Verkaufer und einem Verbraucber

Die den Haustürgeschaften geregelten Art. 8, 9 des türkischen Verbraucherschutz-
gesetzes finden Anwendung auf die Vertrlige, deren Parteien Verbraucher Wld VerIdiufer
sind. Im Sinne des Gesetzes bedeutel. "Verkaufer" cine natürliche ader juristische Person,
die auch öffentlieh-rechtlichen Bereich zuzurechncn sein kann und dem Verbraucher Waren
ader Dienstleistungen angeboten hat (Begriffbestiırımung des Gesetzes, Art. 2b). Obwohl

6Siehe: Duran, Lütfi, ıdare Hukuku Ders Notlan, İstanbul 1982, S. 473 ff.

7Anders im EG-Recht: In dcr Text der Richtlinie wird weder der Begriff des Haustllrgeschllfts
verwendet oder definiert, noch die Rechtsnatur des Vertags beschrieben. Es wurde nur
umgeschrieben, unter wel,:he Vorausseızungen ein Vertrag unter dem Anwendungsbereich der
Richtlinie zu fallen (Art .. 1 der Richtlinie). Nach der Rihtlinie mu8 der Vertrag kein
Kaufvertrag sein. Die gleiche Regelung enthiilt des deutsche Haustürwiderrufsgesetz.
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im Gesetzestext nicht genannt worden ist, muB der Yerlulufer geschMtsmaBig handeln8.
Allgemein wird das angenommen, wenn der Yerlc1luferden AbschluB des Yertrags mit der
Absicht betreibt, sie zu eincm dauemden Bestandteil scincr BeschMtigung zu machen9.
GeschMtsmaBig handelt also nicht, wer zB. seinen gebrauchten Wagen verkauft10.

Im Sinne des Gesetzes ist "Yerbraucher" eine natürliche ader juristische Person,
die ihm angebotene Waren oder Dienstleistungen zur Deckung der persönlichen
Bedürfnisse kauft oder konsumiert (Begriffbestimmung der Art. 2f) Er muB also
"Endahnehmer" von Waren ader Dienst1eistungen seinll. Wenn der Kunde in Ausübung
einer selbsUlndigen Erwerbstlltigkeit den Yertrag abschlieBt, fmden die Yorschriften des
Gesetzes keine Anwendung auf den Yertrag.

2. Yertrag über bewegliehe Saehen-und Dienstleistungen

Grundsaızlich finden die Bestimmungn der Art. 8, 9 des Gesetzcs Anwendung auf
Ycrtr~gc über Waren-und Dienstleistungcn, sofem der Yerbraucher eine Million TL.
übersteigende Geldleistung erbingcn muG. (Art. 8 Abs. 1)

Der im Art. 8 Abs. 1 vorgesehenen Betrag ist nicht entgültig festgelegt. sondem
wird er jedes Jahr nach der Steigerung der Preise der Gesamtwarentabelle, die jedes Jahr vom
Institut Cür Statistik des Staats bekanntgegeben wird, erhölt (Art. 8 Abs.7).
Dementsprechend wurde diese Summe für 1998 durch Bekanntmachung des
Generaldirektorats für den Schutz des Verbrauchers-und Wettbewerbs im Industrie und
Handelsministerium auf sechs million en TL. festgesetzt (Bekanntmachung von 97/1 10-
111)12.

8Zevkliler, Aydın, Tüketicinin Korunması Hakkında Kanun, ızmir 1996, S. 27.
Vergı' Art. 1 Abs. 1 der Richtlinie von 85/577 EWG, wonach als beteiligten Personen des
Haustürgeschlifts der Gewerbetreibende und der Verbraucher vorgesehen wird. in Art. 2 der
Richtlinie wurde der Gewerbetreibende eine natürliche oder juristische Person
umgescbrieben, die beim AbseluR des betreffenden Geschlifts im Rahmen ibrer gewerblichen
oder bemtlichen Tlitigkeit handelt, sowie eine Person, die im Namen und fOr Rechnung
eines Gewerbetreibenden handelt.

9Zevkliler, S. 27; Reinicke/Tiedke, S. 409; Ulmer, München Kommentar, ~1 Haustür WG.
Rdnr. 15; Koller/Tumler, Der Konsumentenvertrag nach schweizerischem Recht. Bem 1995,
S. 134.

10zum deutschen Recht: Kemper, R.: V~rbraucherschutzistrumente, Baden Baden, 1994, s.
28. 29; Reinicke/Tiedke, s. 409.

1 1Vergı. Art. 2 der Richtlinie 85/577 EWG, in dem der Verbraucher wurde umgeschrieben.
daR der Verbraucher eine natürliche Person ist, die bei Geschliften zu einem Zweck handelt,
der nicht ihrer berutlichen oder von dicser Richtlinie erfassten gewerblicher Tlitigkeit
zugerechnet werden karın.

12 AbI. 18.12.1997, Nr. 23204. Hinsichtlich des Entgelts wurden in anderen
Rechtsordnungen, die über den Haustürgeschliften gesetzliche Regelungen enthalten,
ahnliche Einschrankungen vorgesehen zB. 100 Frank (Art. 40a des schweizeischen
Obligationenrecht); 80 DM (~1 Abs. 2 des deutschen Haustürwiderrufsgesetzes). Nach der
Art 3 der Richtlinie 85/577 EWG können die Mitgliedstaaten entscheiden, daR die
Richtlinie nur auf Vertrage angewandt wird, bei denen der vom Verbraucher zu zahlende
Gegenwert über eine bestimmte Höhe hinausgeht. Dieser Betrag darf 60 ECU nicht
Obersteigen.
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Nach dieser Regelung wird bei sogenanten "BagateIIgeschöften" die
.Schutzbedürftigkeit des Verbrauchers yemeint. Das Enfordemis der EntgeltIichkeit
schlieBt nicht nur Kleingeschllfte aus, sondem auch einseitig veıpflichtende Vertrllge, ~ie
Schenkung oder BUrgschaftl3.

Weiterhin faIlen immobiIien betreffende Geschafte nicht unter den
Anwendungsbereich des Gesel7..es,de~n Art. 2b spricht von Vertrllgen über bewegIiche
Sache.

AuBerdem findet das Gesetz keine Anwendung auf Versicherungsvertrllge, Vertrllge
fiber Lebensmittel oder sonstige Haushaltsgegenstllnde des tllglichen Bedarfs; Vertrllge
über Tonband, Video-Casetten oder ıilinIiche Sachen, die zu erziehungs-und kultureIlen
Zweckcn dienen. Diese Ausnahmewtbestande ergebcn sich nicht direkt aus dem Gesetz,
sondem wurden durch Bekanntmachung des Generaldirektorats mr den Schutz des
Verbrauchcrs-und Wettbewerbs im Irıdustrie und Handelsministerium festgelegt14 15.

3. Der Vertl'agsabschu8 au8erhalb von Geschaftsraume des
Verkaufers

Die Artikeln 8, 9 des türkischen Verbraucherschutzgesetzes über HaustUrgeschafte
gelten nur für die Vertriige, die auBcrhaIb der Geschllftsraume des Verkllufers geschlossen
werden. MesseaussteIlungen, Festpl;1tze und anhliche Raume werden vom Gesetz den
standigen Geschllftsrllumen gleichges:tel1t. (Art. 8 Abs. ıSatz L)H?

Der Begriff der "Geschaftsraumc" wurde durch Bekanntmachung des
Generaldirektorats fUr den Schutz des Verbrauchers-und des Wettbewerbs definiert als 17:

"Laden, BUros, Verwaltungsraume, Praxen, Fabriken, Abteilungen, Lagerhausem,
Hotel, Vergnügungsloka1e, Sportplatze, Bergwcrke, Bauwagen und ıilinliche Raume, die
zur Durchführung von landwirtschafüichen, handwerklichen, untemehmerischen oder
beruflichen Aktivitllten eingesctzt oder gebraucht wcrden."

13Siehe: Kollerffumler, S. 132; Gilles, NJW 1986, S. 1139; Teske, W.: Das neue Gesetz
über den Widerruf von Haustürgeschiiften und linlichen Geschliften, ZIP, 1986, S. 629. Für
abweichende Auffsusung siehe: Fischer/Machunsky, ~1 Nr. 42-43. Der Verfasser ist in der
Meinung, daB die Anwendbarkeit des Gesetzes auf die Abgabe von Bürgschaftserklarungen
im wesentlichen dem Schutzzweck des Gesetzes entspreche. in der Rechtsprechung wurde
angenommen, daB die Bürgschaft unter besonderen Umstlinden als entgeltliches Geschlift
LS. des ~1 HWiG angesehen werden kann: siehe zB. OLG Düsseldorf, Urteil vom
31.10.1990, 17 U 54/90 (NJW-RR 1991. S. 436); BGH NJW 1993, 1594 (1595)
14Art. 19 der Bekanntmachung von 1995/136-137 (AbI. 21.12.1995, Nr. 22500)
15 Kritik vor allem zur Abgrenzung des Anwendungbereichs von Gesetz durch
Bekanntmachung siehe: Zevkliler. S. 101.
16Auch im deutschen Recht angenommen wird, daB Deusches Haustürwiderrufsgesetz
insbesondere Mlirkte, Festpllitze und Verkaufsausstellungen erfaBı: siehe Fisher/Machunsky,
31, Nr. 107; Wassermann, JuS 1990, S. 551.
17Art. 4a der Bekanntmachung von 1995/136-137 (AbI. 21.12.1995, Nr. 22500)
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Am ArbeitspIaız, in der Privatwohnung des Verbrauehers, ooeh in Verkehrsmitteln
und im Bereieh öffenüieh- zugfu1glieher Verkehrswege geschlossenen Vertıiigen1S fallen
unter das Gesetz, weil sie auBerhalb der Gesetıaft.srllume des VerkAufers abgeschlossen
sind. Diese Auslegung ist zweckmlillig.

Im Vergleich mit anderen Rechtssystemen 19 entWUt das türkische Gezetz keine
Regelung über die anUiBlieh Freitzeitveransta1tungen geschlossenen Vertrllgen. Obwohl
die Sehutzbedürftigkeit des Verbrauehers besteht, ist das Gesetz meines Eraehtens oof
solchen Verirligen unanwendbar, weil sie innerhalb der Geschaftsrtlume des VerkAufers
geschlossen sind und sie sind als AusnahmetatbesUinde nieht vorgesehen wuede.
Deswegen liegt naeh türkischem Recht kein Haustürgeschaft vor, wenn zB. ein deutscher
Tourist wahrend von einem Reiseuntemehmen durchgeführten Busfabrt in der Türkei an
dem in ein Teppichdorf organisierten Ausflug teilnimmt und dort unter pyskologischen
Drnek ein Teppieh zu überhöhıcr Preis kauft

Aufgrund der ErHiuternng der Bekanntmaehung von 1995/136-13720 erfaBt das
türkisehe Verbrauehersehutzgesetz aueh die sogenanten "Party-verkaufe" und die
Geschafte, die aus der Feme dureh Kommunikationsmittel zustande gekommen sind. Die
im Wege der Komminikationsmittel gesehlossenen Vertrlige werden von
Bekanntmaehung als "DistaD7.kauf' genannt. Im Sinne der Bekanntmaehung liegt ein
Diestanzkauf vor, wenn die Waren dem Verbraueher dureh Kommunikationsmiueln (wie
Bildschirm, Zeitsehriften usw.) angeboten und dureh Post oder ahnlichen Transportsmittel
dem Empfanger abgesandt werden. Die gleiehe Reehtslage besteht aueh beim
Katalogversandhandel, dcr aueh unter dem Gesetz nınt21. \

Das Gesetz findet keine Anwendung auf Gesehlifte, bei denen Waren oder
Dienstleistungen auBerhalb der Gesehaftsrnume des Verkliufers angeboten werden, sofem
den Angebot auBerhalb der Geschaftsraume Handelsbraueh-und Verkehrssiue entsprieht.
(Art 8 Abs. 5 des türkisehen Verbraueherschutzgesetzen) zB. das Gesetz ist unanwendbar
auf den periodischen AbsehluB einen Kemvertrags über die Reinigung und Überprüfung
von Sehomsteinen.

4. Vertragsabschlu8 ohne vorherige Aufforderung des Verbrauchers

Naeh Art. 8 Abs. 1 fallen nur die Gcsehlifte unter das Gesetz, sofem die ohne
vorherige "Vereinbarung" auBcrhalb der Geschliftsraume des Verkliufers abgesehlossen
sind. Diese Formuliernng ist fehlerhaft. Das Wort "Voreinbarung" bedeutet, daB die
künftige Vertragsparteien gegenscitig die Vertragsverhandlungen gewünseht haben. Bei
solchen FliIlen besteht keine Überraschungsmomcnt und Überrumpelungsgefahr seitens
des Verbrauehers, weil der Vemraueher selber die Vertragsverhandlungen angeregt hat und

ISZevkliler, S. 97.

19Siehe zB. U Abs. 1, 2 des deutschen HWiG; Art. 40b, (c) des Schweizerischen
Obı igationenrech ts; Art. i Abs. i der Richtlinie 85/577 EWG.

20 Art. 2 Abs. 3 der Bekanntmachung (AbI. 21.12.1996, Nr. 22500)

21Wegen Mangels mündlicher Verhandlungen wird im deutschen Recht angenommen, daR
die Geschiifte, die im Wege Komminikationsmittel oder Katalogsversandshandel

. abgeschlossen sind, nicht under dem Gesetz fallen. Siehe: Fischer/Machunsky, ~.. Rdnr.
SO-83. Vergı' Auch Art. 3 Abs. 2c dcr Richtlinie 85/577 EWG.
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daher ist er nicht Schutzwürdig. In diesem Fall llillt es sieh niehi sagen, da6 der
Verbraueher auCdie Vertragsverhandlungen nicht vorbereitet und Uberrascht ist. Aus der
Sicht des Nonnzwecks ist aber es entscheidend, ob die yertragsverhandlungen auC
VerldluCerinitiative bemhen ader auC einen Wunsch des Verbrauchers zurückgehen.
Deswegen Mter der BegrifC "Vereinbarung" ist die Aufforderung des Verbrauchers an die
andere Vertragspartei zu verstehen. Wenn der Besuch des VerldluCers auCausdrücklichen
Wunsch des Verbrauchers erfolgt, liegt daher keine HaustürgescMCt im Sinne von Art. 8
Abs. ıvor. Hinsichtlich dieser Voraussetzung mu13das Gesetz restriktiv ausgelegt
werden22. SoCem die AuCCorderungauCden unCreien, vom VerldluCerbeeinflu13tenWilIen
des Verbrauchers bemht, !>-prichtman von "provozierter AuCCorderung"23 und sie dürfte
meines Erachtens keine gültige vorherige AuCforderong im Sinne des Gesetzes darstellen.

D. Form des Haustürgeschafts

Das Haustürgeschaft mu13schriftlich abgcschlossen werdeh. Die Vertragsurkunde
muB in zwei Examplar gcstcllt wCl'den und ein Excmplar dem Verbraucher übergegcben
werden (Art. 9 der Bekanntmachung von 1995/136-137).

, In der Vertragsurkunde muGunter anderem angegeben werden;,

- der Name der Verbrauchers und der Name ader Titel des Verkiiufers,

- die Anschrift des Verkiiufers,

- das Abschlul3datum des Vertrags,

- das Übergabedanım der Ware,

- der Kaufpreis in Bar,

- die genauere Beschreibung der Ware, ihre Menge, Ait und -Callsvorhanden- ihre
Marke- und Typ.

Soweit vereinbart ist, da13der Verbraucher den Kaufpreis in Raten zlUılt, muG die'
Vertragsurkunde zusatzliche Anfol'derungen gemli13Art. 1ıder Bekanntmachung von
95/136-137 enthalten.

In diesem FaIl naeh Art II dcr Bckanntmaehung muB die Vertragsurkunde der
Gesamtkaufpries; zu zahlende Zinsbetrag, Zinsprozent und Verzugszins; die
Vorauszahlungsumme und Zahlungsplan enthalten. .

Die Vertragsurkunde mu13vorı beiden Vertagsparteien unterschrieben werden.

,
22Auch im de tse hen Recht seihe: R~iniekerr;edkc, S. 413; Fi~eher/Machunsky, U Rdnr.
204.
23zum deutsehen Recht siche: Gilles, NJW 1986, S. 1142; Wassermann, JuS 1990, S. 553;
Reniekerriedke, S. 413; Löwe, W.: Sehutz gegen Oberrumpelung beim VertragsabschluB,
zum Gesetz über den Widerruf von Haustürgesehliften und lihnliehen Geschliftcn, BB. 1986,
S. 827.
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In der Vertragsurkunde kann aueh angegeben werden, daS dem Verbraueher ein
Widerrufsrecht zusteht, oder die Bclehrung des Verbrauehers kann dureh separat
geschaffene Urkunde erfolgen, die entsprechend Art 9 des Gesetzes ausgestellt ist.

E. Widerrufsbelehrung

Gemlili dem. Art. 9 des türkischen Verbraueherschutzgesetzes ist der VerUufer
verpfliehtet, den Verbraueher über sein Recht Widerruf zu belehren. Art. 9 des Gesetzes
stellt strenge Anforderungen an Inhalt und Form der Belehrung, um sieher zu stellen, daS
dem Verbraueher Bestand und Umfang des Widerrufsrecht klar vor Augen gehalten werden:

- Die Belehrung muB den Verbraueher sein Recht zum Widerruf ohne Angabe von
Gründen und ohne Übemahme von jeweilige Verantwortung seiner WillenserkUlrung
hinweisen.

- In der Belehrungmüssen die Dauer der Widerrufsfrist und die Pflichten der
Vertragsparteien im Falle des Widerrufs genannt werden.

- Die Belehrung des Verbrauehers muB schriftlieh erfolgen und ist vom VerUufer
unterschreiben. Das Gesetz fordert, daB die Belehrung druektechnisch deutlieh gestaltet İSt
Gem~B Art. 9 muB die Belehrung mit der 12 sehrifteinheitliehen GröBe fettgedruek
sein24.

- Die Widerrufsbelehrung ist dem Verbraueher gegen von beiden Vertragsparteien
unterzeiehnetes Protokoll auszuhandigen. Im Protokol muB genant werden, daS die
sehriftliche Belehrung dem Verbraueher abgegeben ist und mündlieh seine Rechte im
Falle des Widerrufs erklart wurden. Das Protokoll muB Namen und Ansehrift des
VerUufers enıhaıten.

im Falle der Yerletzung der Belehrungspflicht gemliB Art. 9 Abs. 1 des Gesetzes
kommt die Anwendung der im Artikel 25 Abs. 1 abschlieBenden Regelung in Betracht, in
der wegen Yerletzung dicser Pflicht eine Geldbusse im Höhe von fünf Millionen TL
vorgesehen ist.

F. Ausübung des Widerrufsrecbts

Naeht Art. 18 Abs. 2 des türkischen Verbraueherschutzgesetzes ist der Verbraucher
berechtigt, innerhalb einer siebcn~gigen Probefrist die Ware anzunehmen oder die von
ihm empfangene Ware zurüekzugeben. Damit bezweckte der Gesetzgeber dem Verbraueher
eine Widerrufsrecht einzurJumen.

Das Widerrufsrecht kann ohne Angabe von Gründen ausgeübt werden. (Art. 8
Abs.2)

24Wenn der Yerkliufer eine juristische Person ist, muB die Belehrungsurkunde unter
bestimmte Yoraussetzungen zunlichst ausgestcl1t und durch Generaldirektorat für Schutz des
Yerbrauchers-und Wettbewcrbs beglaubigt werden. (Art. 5 ff der Bekanntmachung von
1995/136-137).
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Der Widemıf mu6 schriftlich erldl1ıtwerden. Das Gesetz erwahnt zwar den Zugang
des Einsehreibens gegen Rilckschein und die durch Notar erfolgende Mitteilung, in denen
der Verbraucher seine Widerrufswille erkllirt hat. (Art. 8 Abs. 2)25 Aber ohne
BerUcksichtigung der Schriftsfonn kann der Verbraucher seine auf Vertragsabschlu8
gerichtete WillenserkUlrung erfogreichlich widerrufen26. Die im Artikel 8 Abs. 2
erwllhnte Schriftsfonn dient lediglich Beweiszwecken und der Rechtsklarheit, indem dem
Verbraucher der Nachweis des erfolgten Widerrufs erleichtert wird und fiir den Veridlufer
Klarlıeit ilber die Entstehung seinerVerpflichtung im Falle des Widerrufs geschaffen wird

Wenn der Verbraucher seine auf den Vertmgsabschlu6 gerichtete Willenserkl1lnmg
widerrufen will, mu6 er seine Widerrufserklllrung innerh~b von sieben Tage durch
Einsehreiben gegen Rilckschein oder Notar den Veridlufer abgegeben oder er mu6 die Ware
innerhalb dieser Frist eigenMndig dem Verkilufer zurückgeben (Art. 7 Abs 2 der
Eekanntmachung von i995/135- ı37). Die siebcntllgigen Frist beginnt erst zu laufen;

- ab dem Zeitpunkt des Vertragsabschlusses, soweit die Ware beim
Vertragsabschlu6 übergegeben wird,

i

- ab dem Zeitpunkt von Übergabe der Ware, soweit die Ware nach dem
Abschlu6datum des Vertrags übergegeben wird,

- ab dem Zeitpunkt des Zugangs der Ware, soweit eS sich um ein Distanzkauf
handelt (Art. ı3 der Bekanntmachung von 1995/135- ı37).

Nach dieser Regelung ist der'Beginn von siebentlltigcn Widemıfsfrist grundsatzlich
an die Übergabe der Ware geknüpft worden. Darin untcrscheidet sich das tUrkische Recht
von der EG-Richtlinie und dem deutschen Recht27.

i
Wilhrend des Laufsdcr Widerrufsfrist ist das HaustürgescMft schwebend

unwirksam. Im Faııe dcr Nichtausübung des Widerrufsrec'hts innerhalb gesetzlich
eingerilumten Widerrufsfrist wird es vom Anfang wirksam: Mit der Ausübung des

25Der Art. 8 Abs. 2 laulet: "Bei HalJsıürgeschaften hat der Verbraueher Reeht, innerhalb
siebentagigen Probefrist die Ware anzunehmen oder ohne Angabe von GrUnden die Ware
abzulehnen. im Falle des Widerrufs ist der Verkaufer verpflichtet, binnen zehn Tage die
empfangenen Entgelt, Wertpapiere und Aufgrund des Gesehafıs den Verbraueher zu
verplichıende jede Urkunde zurückzugewahren und binnen zwanzig Tage die Ware
zurückzuholen. Der Lauf der zehnıagigen und zwanzigtagigen Frist beginnt erst mit dem
Zugang dcr ducrh im Form Einschreiben gegen RUckschein oder Mitteilung des Notars
erfolgende Widerrufserklarung. Falls die Ware dem Vericaufer eigenhandig zurückgegeben ist,
beginnt diese First ersı mit Obergabcdatum zu laufen." ! .

26Siehe: Zevkliler, S. 106.

27Naeh Art 5 der Riehtlinie 85/577 EWG wird der Beginn des Widerrufsfrist an den
Zeitpunkt geknUpft, den der Verbraucher belehrt wird. IDer ~2 des deutsehen
HaustUrwiderrufsgeseızes enthalt enwprechende Regelung hinsiehtlieh der Beginn der
Widerrufsfrist: Nach ~2 beginnt die Widerrufsfrist ersl miı der Aushandigung einer
Widerrufsbelehrung seitens des Gewerbetreibenden. Unterbleibt der Belehrung, erlischt das
Widerrufsrechı erst einen Monat, na<:h beide Seilen ihre Verttagliehen Verplichtungen
vollstandig erfUHt haben.
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Widerrufsrechts endet der Sehwebezustand und das Haustürgesctuıft wird vom Anfang
entgültig unwirksam.

G. Rechtsfolgen des Widerrufs

Rechtsfolgen der Widerrufs sind im Artikel 8 des Gesetzes geregelt worden.
GnınslUzlich verwandelt sich das RechtsgeschMt mit der Ausübung des Widernıfsrechts in .
ein RUckabwicklungsverMltnis, aus dem für jede Partei die RUckgewlUırpfliehten
entstehen:

Als Priml1rfolge des Widerrufs ist der Verkaufer verpfliehtet, das empfangene
Entgelt. Wertpapiere undjede UTkunde, in denen der Verbraucher Schuld übemommen hat
(zB. Vertragsurkunde, vom Verbraueher unıcrzeichneter £.ahlungplan, Sehuldanerkenntniss
usw.),. innerhalb von zehn Tagen zurüekzugewahren. AuBerdem ist er Verpflichtet,
innerhalb von zwanzig Tagen die Ware zurüekzuholen, die dem Verbraueher übergegebcn
wurde. Diese Frist beginnen erst mit dem Zugang der Widerrufserklarung des
Verbrauehers zu Iaufen.

Das Gesetz sieht vor eine Geldbusse im Höhe von LO Millionen TL für den
Verldiufer vor, falls er diese Pfliehıcn verletzt wird28. (Art. 25 Abs. 2)

Der Verbraueher ist verpfliehtet, die empfagene Leistungen zurüekzugewlUıren.
Hier Uilltsich von Waren-und Dienstleistungen unterscheiden:

Der Verbraueher muB zunaehst den von ihm empfangenen Vertragsge.senstand
zurückgeben und dem zwar in dem Zustand, in dem er sich im Zeitpunkt beim Ubergabe
seitens Verldiufers befindeı

Nacht Art. 8 Abs. 3 ist der Verbraueher verpfiehtet,die aus dem Gebraueh der
Sache entstandene Wertmindenıng zu ersetzen. In der Regel liegt eine zu ersentzende
Wertmindenıng vor, wenn sie aus der zweckmaBigen Ingebrauehnahme, nlimlich dem
Gebrauch zur Probe der verkauften Sachen, entstanden ist29. Im FalIe des
zwecküberschreitenden, zweckwidrigen Gebrauehs der Saehe dürfte der Verbraueher sein ,
Widernıfsrecht nieht verlieren30, sondem muB er einer Vergütung dem Verldiufer zahlen.
In diesem Fall ist meines Eraehtens Art. 8 Abs. 4 des Gesetzes analog anzuwerden.

Der bloBe Besitz der Ware sıcllt keine Wertminderung im Sinne des Gesetzes dar
(Art. 8 Abs. 3 Satz 2) und ist deswegen niehts zu vergüten.

Falls die Herausgabe des Vertragsgegenstands unmöglieh oder dessen Herausgabe
zweckswidrig wird, hat der Verbraueher ein Betrag bis Höhe den Nutzen, die aus dem
Vertragsgegenstand gezogen hat, zu ersetzen (Art. 8 Abs. 4).

28FUr Kritik hinsichtlich Geldbusse wegen Yerletzung der Pflicht. der seitens Yerkiiufers
dem Yerbraucher übergegebene Ware zurtickzuholen siehe: Zevkliler, S. 107.

29Nach ~3 Abs. 3 des deutschen HaustUrwiderrufgesetzes bleibt eine Wertminderung auBer
Betracht, die durch die Bestimmungsgemasse Ingebrauchnahme einer Saehe eingetreten ist.

30Ygl. Zevkliler. S. 108.
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Bei Diensl1eistungen ist eine Rückgabe wcgcn der Beschaffenheil der Leistung
nicht möglich. Hicr findet ebenfaIls Art. 8 Abs. 4 Anwendung, in dem ein Wertersatz
vorgesehen ist.

LV. Schlu8wort

Es İSt lu begrüssen, <IaBnach vielen jahren der unCltigkeit im Jahre 1995 in der
Tückei entscheidende Schriue lu Verbesserung der Situation des Verbrauchers
untemommen worden sind. Leider sind die Regelungen in beıug auf HaustücgeschMte
nicht so klar, wie es WÜfischenswert gewesen wfu"e.Einige unklarheiten konnten ıwar
schon durch die Bekanntmachungen bescitigt werdcn, es ist aber noch eine Reihe von
Nachbesserungen erforderlich.

,
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